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Begründung zum Flächennutzungsplan der Stadt Unterschleißheim 
40. Änderung des Flächennutzungsplanes   

für den Bereich der Bebauungspläne Nr. 129 A/I „Riedmoos-Würmbachstraße“  und 129 A/II 
„Riedmoos-Zwerchwiesenweg“ 

 
 
1. Ursprüngliche planungsrechtliche Situation 
 
1.1. Lage und Abgrenzung des Planungsbereiches 
 
Der Planungsbereich ist im Flächennutzungsplan als Dorfgebiet im Außenbe-
reich mit Schwerpunkt Landwirtschaft ausgewiesen. Das im Nordwesten der 
Stadt Unterschleißheim liegende Planungsgebiet Riedmoos, westl ich der BAB 
92, ist ein Ortsteil der Stadt Unterschleißheim.  Es l iegt ca. 3 km westl ich 
vom Ortskern Unterschleißheims entfernt und wird vom Landschaftsschutz-
gebiet Dachauer Moos umrandet. Die Hauptsiedlungsbereiche bef inden sich 
öst l ich und westl ich der Würmbachstraße und entlang des Zwerchwiesenwe-
ges. Außerhalb des Gebiets bef inden sich Streubebauungen, die sich zum 
Teil im Laufe der 60er und 70er Jahre zu kleinen Siedlungssplit tern heraus-
gebildet haben.   
 
Das Planungsgebiet besteht aus-
schließlich aus den überplanten und 
größtenteils überbauten Flächen, 
welche aus dem Geltungsbereich der 
Verordnung zum Landschaftsschutz-
gebiet Dachauer Moos vom  
10.12.1981, zuletzt geändert im Jah-
re 2010, herausgenommen sind.  
Es umfasst eine Fläche von ca. 25,4 
ha. 
Der Planungsbereich entspricht dem 
in den  Bebauungsplänen Nr. 129 A/I  
„Riedmoos-Würmbachstraße“  und 
129A/II  „Riedmoos-Zwerchwiesenweg 
 festgesetzten Geltungsbereich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Lage des Planungsbereiches 
 

Riedmoos 
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1.2 Übergeordnete Planungen und städtebauliche Grundsätze 
 
Bei dieser Maßnahme ist die gemeindliche Planung  an folgende übergeord-
nete Zielsetzungen und städtebauliche Grundsätze gebunden: 
 
Das Planungsgebiet l iegt im regionalen Grünzug Dachauer Moos -  Freisinger 
Moos. Unter Berücksicht igung der übergeordneten Planung ist die Stadt auf  
die Einhaltung der Grundsätze zur Sicherung der Landschaft verpf l ichtet,  
welche das Landesentwicklungsprogramm unter Punkt B 7.1.4. festschreibt:   
 
7.1.4 (Z) In den Regionalplänen sind regionale Grünzüge zur Gliederung der Siedlungsräu-
me, zur Verbesserung des Bioklimas oder zur Erholungsvorsorge festzulegen. In diesen 
Grünzügen sind Planungen und Maßnahmen, die die jeweiligen Funktionen beeinträchtigen, 
unzulässig (Landesentwicklungsprogramm i. d. Fassung v. 22.08.2013). 
 
In der Begründung zum o. g. Punkt wird Folgendes aufgeführt:  Regionale Grünzüge um-
fassen Gebiete, deren Freihaltung von Beeinträchtigung durch Bebauung vordringlich ist. 
Für die Festlegung eines regionalen Grünzugs sind Gebiete geeignet, die mindestens eine 
der folgenden Funktionen derzeit oder – soweit absehbar – zukünftig erfüllen können:  
- die regionale Gliederung der Siedlungsräume mit einer ökologisch-funktionalen und sozi-

alverträglichen Zuordnung der Freiräume,  
- die Verbesserung des Bioklimas und die Sicherung eines ausreichenden Luftaustausches 

mit angrenzenden Siedlungskomplexen oder  
- die Erholungsvorsorge.  
 
Im Regionalplan München wird Folgendes ausgeführt:   
"Regionaler Grünzug „Dachauer Moos/Freisinger Moos/Grüngürtel München-Nordwest 
(6)“ 
Abschnitt „Gröbenzell-Haimhausen/Freisinger Moos“: 
Der Naturraum „Dachauer Moos“ stellt ein großräumiges Kaltluftentstehungs- bzw. 
Frischluftproduktionsgebiet dar. Dieser Bereich entfaltet auf die unmittelbar angrenzenden 
Siedlungsschwerpunkte Gröbenzell, Karlsfeld, Ober- und Unterschleißheim („Wärmeinseln“) 
eine bioklimatische Ausgleichswirkung. Die Häufigkeit von Inversionen, Kaltluftseen und von 
dadurch verstärkten Bodennebelbildungen ist im Münchener Norden aufgrund der 
topographischen und pedologischen Gegebenheiten relativ hoch, wodurch es zu 
Schadstoffakkumulationen in diesen Nebel- und Kaltluftansammlungen kommen kann." 
(Regionalplan München, B II ( Z) 4.2.2 Regionale Grünzüge, i. d. Fassung v.30.04.2013). 
Zum anderen sollen Gebiete, die für den ökologischen Ausgleich und den Schutz der natür-
lichen Lebensgrundlagen bestimmt sind, durch infrastrukturelle Vorhaben nicht in ihrer 
Funktion beeinträchtigt werden.' 
 
Der Bebauungsplan Nr. 129 A „Riedmoos“ in seinem Entwurf  vom 08.07.2002 
erläuterte in kurzer Form die Gründe für seine Aufstellung folgendermaßen: 
„Mit der Aufstellung eines Bauleitplanes (Bebauungsplan 129 A Riedmoos beabsichtigt die 
Stadt Unterschleißheim für den Bereich Riedmoos planungsrechtliche Voraussetzungen zu 
schaffen, die eine geordnete städtebauliche Entwicklung sichern sollen. 
 
Die Ausweisung dieses Bereiches als Allgemeines Wohngebiet soll weiterhin 
die vorhandene Bebauung sichern und die zukünft ige Entwicklung in geord-
netem Rahmen gestalten. 
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Im Flächennutzungs- und Landschaftsplan Unterschleißheim wird hinsicht l ich 
einer künf t igen Bautät igkeit  ausgeführt,  dass im Planungsgebiet  „... keine weite-
re Ausdehnung der Bebauung erfolgt, sondern allenfalls Lücken innerhalb bestehender Be-
bauung aufgefüllt werden.“ (FNP Unterschleißheim S. 95, 3.7.3.) 
 
Ferner wird im Bebauungsplan Folgendes aufgeführt:   
 
„Der Ortsteil Riedmoos ist eine Splittersiedlung. Auffällig sind die linearen, durchlässigen 
Strukturen, die durch die landwirtschaftlich geprägte Kulturlandschaft vorgegeben sind. Die-
ser Außenbereichscharakter sollte erhalten bleiben oder wiederhergestellt werden. Eine 
Verdichtung sollte sehr zurückhaltend und hauptsächlich im Bereich zwischen Würmbach-
straße und Schwebelbach erfolgen. Bisher setzt sich dieser Bereich aus Gartengrundstü-
cken mit zum Teil schon vorhandener Bebauung zusammen. Wichtig ist, dass immer wieder 
von Bebauung freie Grundstücke eine bandartige Verdichtung verhindern und es sollten 
keine zusätzlichen Infrastrukturmaßnahmen nötig werden. Westlich der Würmbachstraße ist 
bisher nur privilegierte Landwirtschaft in größeren Abständen angesiedelt. Der hier sehr 
wertvoll eingestufte Charakter des umgebenden Grün- und Weidelands sollte nicht durch 
weitere Bebauung gestört werden. Der Bereich zwischen Schwebelbach und Autobahn setzt  
sich ähnlich wie der zwischen Würmbachstraße und Schwebelbach zusammen und es gel-
ten die gleichen Empfehlungen. Die Randbepflanzungen bisher nicht standortgemäß einge-
grünter oder neu zu bebauender Grundstücke sollen den Pflanzstrukturen der Kulturland-
schaft angepasst werden.“ 
 
2. Anlass und Ziel der Planung 
 
Die Stadt Unterschleißheim beabsicht igt für den Ortsteil Riedmoos planungs-
rechtl iche Voraussetzungen zu schaffen, die die Ordnung baulicher Bestände 
für diesen Bereich sichern sollen. Vor dem Hintergrund der anstehenden Ka-
nalisat ion hat die Stadt Unterschleißheim den Anlass dieser Planung darin 
gesehen, die bestehenden Gebäude in diesem Bereich im Rahmen eines Be-
bauungsplanes zu sichern und die dort igen Einwohner an einer verbindlichen 
Planung zu beteil igen. Im Vordergrund dieser Planung stehen Ordnungs- und 
Ausgleichmaßnahmen, die der Sicherung eines bisher aus dem Rahmen ge-
ratenen Siedlungsbereiches dienen sollen.  
 
Im Verfahren zur Änderung des Bebauungsplanes 129 A/II  „Riedmoos-
Zwerchwiesenweg“ hat das Landratsamt München, mit Stellungnahme vom 
04.09.2014,  die Auffassung vertreten, dass „ein Baugebiet,  in dem Wirt-
schaftsstellen land- und forstwirtschaf t l icher Betr iebe nicht untergebracht 
werden können, nicht als Dorfgebiet im Sinne des § 5 BauNVO festgesetzt 
werden kann (vgl.  hierzu Urteil des BVerwG vom 23.04.2009 Az. 4 CN 5/07). 
Für die Festsetzung eines Dorfgebietes reicht es auch nicht aus, dass die 
f rühere landwirtschaf t l iche Nutzung nur an der Bausubstanz ablesbar ist,  
vielmehr muss das Plangebiet mindestens auch durch Wirtschaftsstellen 
land- oder forstwirtschaf t l icher Betr iebe geprägt sein oder geprägt werden 
können.“ 
 
Ferner wird seitens der Aufsichtsbehörde aufgeführt,  dass  die Festsetzung 
eines Dorfgebietes als unzulässig zu sehen ist,  wenn sie allein dazu dient, 
die Schutzwürdigkeit  einer im Bebauungsplan ausgewiesenen Wohnbebauung 
gegenüber den Immissionen eines außerhalb des Plangebietes gelegenen 
landwirtschaf t l ichen Betr iebes herabzusetzen.  
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Die Stadt Unterschleißheim kommt der Empfehlung der Aufsichtsbehörde 
nach, indem sie die Gebietskategorie an die Anforderungen der aktuellen 
Rechtsprechung anpassen wird. Ziel der Planung ist die teilweise Umwid-
mung des Dorfgebietes in ein Allgemeines Wohngebiet,  sofern die  Voraus-
setzungen hierfür vorl iegen. Die Ausweisung des Allgemeinen Wohngebietes 
wird dort umgesetzt,  wo lediglich Wohnnutzung vorhanden ist und absehbar 
ist,  dass die landwirtschaf t l iche bzw. gewerbliche Nutzung langfr ist ig zurück-
genommen wird. 
 
Da im rechtswirksamen Flächennutzungsplan das Gebiet als Dorfgebiet aus-
gewiesen ist,  wird mit dieser Änderung (teilweise Umwidmung in Allgemeines 
Wohngebiet) der aktuellen vorhandenen Siedlungsstruktur sowie auch der 
Nutzung der jeweil igen Grundstücksparzellen Rechnung getragen. 
 
Mit den Bebauungsplänen Nr. 129 A/I „Riedmoos-Würmbachstraße“  und 129 
A/II  „Riedmoos-Zwerchwiesenweg“ sind diejenigen Flächen erfasst worden, 
für die baurechtl iche Aussagen zum Erhalt  des Bestands bzw. zu einer be-
hutsamen Neuordnung notwendig sind.  
 
Diese Planungsziele können im Hinblick auf  die Besonderheiten des Pla-
nungsgebietes folgendermaßen zusammengefasst werden: 
 
-Berücksicht igung aller Aspekte des Landschaftsschutzes und der Land-
schaftsgestaltung. 
 
-Umwidmung des Dorfgebietes in Allgemeines Wohngebiet in Grundstücken, 
die eine reine Wohnbebauung aufweisen und wo diese städtebaulich vertret-
bar und sinnvoll sind. 
 
Diese Ziele werden zum Teil mit der Festlegung von Allgemeinen Wohngebie-
ten innerhalb bestehender Dorfgebiete umgesetzt.  Im Hinblick auf  das Ziel 
zur Erhaltung des Ortbildes soll sich die bauliche Nutzung grundsätzlich auf  
die bestehende Bauweise (Einfamilienhaus) beschränken. Die Erschließung 
des Gebiets soll durch das bestehende Straßennetz erfolgen. 
 
2.1 Immissionsschutz 
 
Es wird darauf  hingewiesen, dass das Gebiet unter Einf luss der landwirt-
schaft l ichen Tätigkeiten l iegt.  Die Anwohner in den künf t igen Allgemeinen 
Wohngebieten haben die Beeinträchtigungen aus der Landwirtschaft zu dul-
den. Diesbezüglich sind Immissionsschutzmaßnahmen im gesamten Umgrif f  
der Allgemeine Wohngebiete dargestellt .   
 
Das geplante Gebiet l iegt westl ich der Bundesautobahn A 92. Die Einwirkun-
gen des Verkehrslärms wurden aufgrund der geringen Entfernung zu dieser 
Autobahn schallschutzrechtl ich untersucht.  
Im Geltungsbereich kommt es durch die Lage an der BAB A 92 zu Über-
schreitungen der Richtwerte für den Schallschutz. Dies gilt  im Besonderen 
für den Bereich am Zwerchwiesenweg. Für den Bereich wurde im Juni 1997 
eine schalltechnische Untersuchung durch die Dorsch Consult  erstellt .  In 
dieser Untersuchung wurden die Schallpegel bei den Emissionspunkten er-
mittelt .  Die in dieser Untersuchung durchgeführten Lärmberechnungen führ-
ten zu dem Ergebnis, dass auf  dem Gebiet sowohl die Orientierungswerte für 
ein Mischgebiet als auch für ein Allgemeines Wohngebiet überschrit ten wer-
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den. Die Immissionen l iegen am Tag im Erdgeschoß bei bis zu 68 dB(A) und 
in der Nacht im Dachgeschoß bei bis zu 65 dB(A). Aufgrund dieser Über-
schreitungen wurden Maßnahmen zum Lärmschutz dimensioniert.    
 
Die Grenzwerte der DIN 18005 für Allgemeine Wohngebiete werden nur im 
Bereich der Würmbachstraße eingehalten. In der Zusammenfassung obenge-
nannter Untersuchung wird aufgeführt,  dass mit Hilfe von passiven Lärm-
schutzmaßnahmen Schalldämm-Maße der Außenbauteile erreicht werden 
können, wenn keine zusätzliche akt ive Schallschutzmaßnahme verwirklicht 
wird. Für weit  entfernte Dorfgebiete und Allgemeine Wohngebiete sind keine 
Lärmschutzmaßnahmen erforderl ich. 
 
Im Zuge der Planungen für den 6-streif igen Ausbau der BAB 92 wurde sei-
tens des Vorhabenträgers  eine schalltechnische Untersuchung u. a.  für den 
Bereich Riedmoos erstellt .   
Die Ausbaumaßnahme stellt  eine wesentl iche Änderung dar. Deshalb soll 
dieser Ausbau die Voraussetzungen der 16. BImSchV  erfüllen. Die schall-
technischen Auswirkungen dieser Maßnahme betref fen die beiderseits der A 
92 gelegene Bebauung. Mit der Durchführung der schalltechnischen Untersu-
chung für die Planfeststellung wurde die Möhler + Partner Ingenieure AG von 
der Autobahndirekt ion Südbayern am 22.07.2013 beauftragt. Im Bericht Nr. 
300-4117 vom August 2014 wird aufgeführt,  dass im Bereich der Ortsteile 
Riedmoos und Inhauser Moos  bis zu 10 m hohe Lärmschutzwall-Wand-
Kombinationen zu err ichten sind. Gemäß dem Schallschutzprogramm sind für 
diese Gebiete hinreichende Lärmschutzmaßnahmen vorgesehen. Allerdings 
geht das Gutachten davon aus, dass die Gebietskategorie Dorfgebiet erhal-
ten bleibt.  
 
Ferner wird auf  Seite 29 dieser obengenannten Untersuchung Folgendes 
aufgeführt:  „ Im Bereich Riedmoos lässt sich ein reiner Schallschutzwall auf-
grund der beengten Platzverhältnisse zwischen der nächstgelegenen Bebau-
ung und der BAB A 92 nicht realisieren. Mit den vorgesehenen Maßnahmen, 
d.h. Lärmschutzwall-Wand-Kombinationen mit einer Höhe von 2,0 bis 5,0 m 
ü. FOK südwestl ich der Straßenüberführung der Birkhahnstraße über die A 
92 bzw. von bis zu 9,5 m Höhe nordwestl ich der Straßenüberführung mit an-
schließendem Wall mit 8,0 m Höhe können an allen Gebäuden in Riedmoos, 
bei erzielbaren Pegelminderungen von bis zu 14 dB(A) tags und nachts, die 
maßgebenden Grenzwerte der 16. BImSchV für Mischgebietsnutzungen (64 
dB(A) tags/ 54 dB(A) nachts) eingehalten werden.“ 
 
Für die Bewertung der Immissionssituat ion wurde ein aktuelleres Gutachten 
erstellt  wurde. Das von der Fa. Hentschel Consult  vom 14.12.2015 erarbeite-
tes Konzept für die Maßnahmen zum passiven Schutz der geplanten Wohn-
gebiete kommt zu dem Ergebnis, dass im betref fenden Bereich mit Über-
schreitungen der Orientierungswerte gemäß der DIN 18005 zu rechnen ist.  
 
Die Immissionsbelastung l iegt bei bis zu 71 dB(A) tagsüber und 65 dB(A) 
nachts. Auch der Richtwert für die Lärmvorsorge von 67 dB(A) tags und 57 
dB(A) nachts, wird überschrit ten. An der dem Straßenverkehr abgewandten 
Westfassade kann ab der 2. Häuserzeile tagsüber nahezu der Immissions-
grenzwert der 16.B1mSchV, maßgebliche Beurteilungsvorschrif t  für den Neu-
bau oder der wesentl ichen Änderung von öf fent l ichen Verkehrswegen, von 
IGW (WA,Tag = 59 dB(A)) eingehalten werden. Nachts wird der IGW 
(WA,Nacht = 49 dB(A)) nur an der Westfassade des westl ichsten Gebäudes 
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erreicht.  Deshalb müssen Maßnahmen zur Verr ingerung der Lärmbelastung 
im Bebauungsplan festgesetzt werden. 
Die Ausweisung der Gebiete als Allgemeine Wohngebiete ist dennoch grund-
sätzlich möglich. 
 
Im Flächennutzungsplan wird diesem Belang mit der Aufnahme einer Plan-
zeichnung entlang der Baugebietsgrenzen Rechnung getragen. Im Rahmen 
der Bebauungsplanaufstellung sollen Festsetzungen zur Konkret isierung 
möglicher Schallschutzmaßnahmen aufgenommen werden.  
 
Hinweis zum geplanten 6-streif iger Ausbau der Bundesautobahn A 92 
Aus den Unterlagen der Autobahndirekt ion Südbayern für den 6-streif igen 
Ausbau der BAB A92 von 01.2012 geht hervor, dass in der Prognose 2025 
ein durchschnit t l iches tägliches Verkehrsaufkommen von 83.000 mit einem 
Lkw-Anteil von 12 % tags und 20 % nachts angesetzt wurde und im Ausbau-
fall ein lärmmindernder Fahrbahnbelag eingesetzt wird (Dstro = -  2 dB(A)). 
Die von der BAB A92 ausgehenden Schallemissionen sind nahezu identisch 
mit den in der vorl iegenden SU angesetzten Schallemissionen. Des Weiteren 
ist den o.g. Unterlagen zu entnehmen, dass im Abschnit t  Riedmoos akt iver 
Schallschutz mit Wandhöhen von bis zu 9,5 m vorgesehen ist,  so dass im 
Ausbaufall mit einer deutl ich geringeren Innmissionsbelastung als hier prog-
nostiziert ,  auszugehen ist.   
Es wird schließlich darauf  hingewiesen, dass gemäß Hinweisen der Auto-
bahndirekt ion Südbayern, eine neue Berechnungsgrundlage für das Schal l-
schutzkonzept erstellt  wurde. Diese Berechnungsgrundlage wird bei der Fort-
führung des Planfeststellungsverfahrens ab Herbst 2016 vorl iegen. 
 
 
2.2 Technische Infrastruktur  
 

-  Die Wasserversorgung wird sichergestellt  durch das Wasserwerk 
Unterschleißheim.  

-  Da die jetzige Versorgungsleitung für die Neuausweisungen zu klein 
ist,  wird von der Stadt eine Nachrüstung veranlasst.   

-  Die Abwasserbeseit igung wird sichergestellt  durch den Zweckver-
band zur Abwasserbeseit igung der Gemeinden Unterschleißheim, 
Eching und Neufahrn.  

-  Die Kanalisat ion wurde 1998 begonnen und im September 2000 fer-
t iggestellt .   

-  Die Stromversorgung wird sichergestellt  durch Anschluss an das 
Stromversorgungsnetz der E.ON Netz GmbH.  

- Die Beseit igung der Abfälle wird sichergestellt  durch die Stadt Un-
terschleißheim. 

3. Änderung 
 
3.1 Teilweise Umwidmung der als Dorfgebiet ausgewiesenen Flächen in Al l-
gemeines Wohngebiet (WA) gemäß den Abgrenzungen des Bebauungsplanes 
Nr. 129 A/II  „Riedmoos-Zwerchwiesenweg“. 
 
Zur Umsetzung der geplanten Ordnungsmaßnahmen im Planungsbereich 
werden Landwirtschaf tsf lächen in ein Dorfgebiet umgewidmet. Diese Darstel-
lung entspricht der durch die Bebauungsplanfestsetzungen erwünschten bau-
lichen Nutzung der Flächen am besten.  
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3.2 Sonstige öffentliche Belange 
Alt lastenverdachtsf lächen 
Im Geltungsbereich besteht nach den Erkenntnissen der Stadt kein Alt lasten-
verdacht. Deponiestandorte sind nicht bekannt. Die Auswertung auch alter 
Luf tbilder ergab ebenfalls keinen Hinweis auf  Verdachtsf lächen. 
Bei den einzelnen Betr iebsstandorten ist jedoch ein Verdacht auf  Bodenver-
unreinigung nicht ohne Einzelfallprüfung generell auszuschließen. Soweit 
aufgrund des Bundes-Bodenschutzgesetzes BBodSchG vom 17.03.1998 und 
der hierzu erlassenen Rechtsverordnung Anhaltspunkte für eine Untersu-
chung gegeben sind, ist bei Neu-, Um- und Erweiterungsbauten (Nutzungs-
änderungen) rechtzeit ig das Wasserwirtschaf tsamt München einzuschalten. 
 
Denkmalschutz 
Auf die Verpf l ichtungen des Art 8 Abs. 1 und Abs. 2 Denkmalschutzgesetz 
wird verwiesen. Wer Bodendenkmäler auf f indet ist verpf l ichtet,  dies unver-
züglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denk-
malpf lege anzuzeigen. Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind 
bis zum Ablauf  einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, 
wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher f rei-
gibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  
 
Hinweise 
Bahnstromleitung 
Im Geltungsbereich des oben genannten Bauvorhabens verläuf t die planfest-
gestellte 110-kV-Bahnstromleitung (Freileitung) mit einem Schutzstreifen von 
2x30 Metern bezogen auf  die Leitungsachse, deren Bestand und Betr ieb zur 
Aufrechterhaltung der Bahnstromversorgung auf  Dauer gewährleistet werden 
sein muss. Maßgebend ist die in der Öffentl ichkeit  tatsächlich vorhandene 
Leitungstrasse. Bauwerke innerhalb des genannten Gefährdungsbereiches 
bedürfen der Zustimmung der für Feuerlöscharbeiten zuständigen Behörde 
gemäß DIN VDE 0132, die Dachdeckung der Gebäude muss in diesem Be-
reich der DIN 4102 Teil 7 entsprechen. Die Sicherheitsvorschrif ten gemäß 
aktueller DIN VDE 0105 sind zur Vermeidung von Unfällen bei Arbeiten in der 
Nähe von Bahnstromleitungen einzuhalten. Vom Antragsteller/Bauherrn ist 
sicherzustellen, dass ein Sicherheitsabstand von Personen und Gerätschaf-
ten (z.B. Maschinen, Gerüste, Ausrüstungen usw.) von mehr als 3,0 Metern 
zu den Seilen der Bahnstromleitung immer gewährleistet ist .  Alle möglichen 
Bewegungen der Seile hinsicht l ich ihrer Ausschwing- und Durchhangverhal-
tens müssen dabei in Betracht gezogen werden. Vom Antragsteller/Bauherrn 
ist wegen der großen Vielfalt  und Unterschiede bei Arbeiten in der Nähe von 
Freileitungen bei jeder Bewegung oder Verlagerung, bei jedem Ausschwingen 
- insbesondere von Lasten, Trag- und Lastaufnahmemitteln -,  Wegschnellen 
oder Herunterfallen von Gegenständen, die bei Arbeiten benutzt werden, die 
Einhaltung des oben genannten Sicherheitsabstandes zu gewährleisten. Es 
dürfen keine leicht brennbaren Stof fe ohne feuerhemmende Bedachung im 
Schutzstreifen der Bahnstromleitung gelagert werden. Änderungen am Ge-
ländeniveau (z.B. durch Aufschüttungen, Lagerungen von Materialien) dürfen 
im Schutzstreifen nicht durchgeführt werden. Unter den Leiterseilen muss mit 
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Eisabwurf  gerechnet werden. Daraus entstehende direkte und indirekte 
Schäden werden nicht übernommen. Innerhalb des Schutzstreifens kann ei-
ner Bepf lanzung mit Bäumen und Sträuchern nur im Rahmen bestehender 
Dienstbarkeiten bzw. schuldrechtl icher Verträge zugestimmt werden. Daher 
darf  die Endwuchshöhe der Pf lanzungen in der Regel 3,50 Metern -  ausge-
hend vom bestehenden Geländeniveau - nicht überschreiten. Besonders hin-
gewiesen wird auf  die erhöhte Unfallgefahr bei Arbeiten in der Nähe von 
Hochspannungsleitungen. Die für die Sicherheit  bei den Bauarbeiten verant-
wort l ichen Personen müssen auf  die Sicherheitsmaßnahmen hingewiesen 
werden. Ansprüche aus dem gewöhnlichen Betr ieb der Eisenbahn sind gegen 
die Deutschen Bahn AG in seiner jeweil igen Form ausgeschlossen. Alle Im-
missionen die von Bahnanlagen und dem gewöhnlichen Bahnbetr ieb ausge-
hen sind entschädigungslos hinzunehmen.  
 
Betr iebliche Anlagen der Bayernwerke AG 
Die Bayernwerke AG erhebt keine Einwände gegen die Planung. Wenn der 
Bestand, die Sicherheit  und der Betr ieb der Anlagen nicht beeinträchtigt wer-
den, steht dem Planungsvorhaben nichts entgegen. Pläne für Bau- und Be-
pf lanzungsvorhaben jeder Art sind der Bayernwerk AG rechtzeit ig vorzule-
gen.  
 
Gewässer: Würmbach/Schwebelbach 
Es ist kein Wasserschutzgebiet und kein festgesetztes Überschwemmungs-
gebiet vorhanden. Das Wasserwirtschaf tsamt München äußert sich zum fak-
t ischen Überschwemmungsgebiet am Schwebelbach sowie zu den vorhande-
nen hohen Grundwasserständen. Im Plangebiet ist mit sehr hohen Grund-
wasserständen zu rechnen. Erkundung des Baugrundes obliegt dem jeweil i-
gen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf  gegen auf tretendes Grund- oder 
Hangschichtenwasser sichern muss. 
 
5. Flächenbilanz 
 

Gemäß den Bebauungsplänen Nr. 129 A/I „Riedmoos-Würmbachstraße“  und 129 A/II 
„Riedmoos-Zwerchwiesenweg“ wurden folgende Flächengrößen ermittelt: 
 

Art der Nutzung Bestand 
in ha 

Änderung 
in ha 

Dorfgebiet 25,40 6,30 
Allgemeines Wohngebiet 0 19,10 
Grünfläche 0,65 0,65 

   
Summe 26,05 26,05 

 
 
Unterschleißheim, 10.11.2014 
                                   06.06.2016 
 
 
 
 
 
Christoph Böck 
Erster Bürgermeister 


